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Vorwort 

Reiz und Schwierigkeit einer steuerlichen Beschäftigung mit dem Gesundheitswe-
sen sind in zweierlei Hinsicht begründet: in seiner wachsenden ökonomischen 
Bedeutung und in der Unterschiedlichkeit der an ihm als einem trotzdem kohären-
ten System beteiligten Akteure. Ein im Wesentlichen auf das Ertrag- und das Um-
satzsteuerrecht fokussierender Überblick hat es mit staatlichen, mit gemeinnützi-
gen, mit freiberuflichen, mit gewerblichen und mit privaten Akteuren zu tun, 
wobei der daseinsvorsorgende Staatseinfluss durch Privatisierung seit einigen 
Jahren abgeschmolzen wird. Wohl wegen dieser Mischung ist das Gesundheitswe-
sen insgesamt steuerlich noch wenig erschlossen, trotz hohen Beratungsbedarfs 
und trotz wissenschaftlichen Gehalts. Die vorliegende Arbeit versteht sich als ein 
erster Versuch, dies zu ändern. 

Von den sieben Kapiteln hat der Mitautor Heintzen die Einleitung und die Kapitel 
1, 3 und 7 sowie der Mitautor Musil die Kapitel 2, 4, 5 und 6 verfasst. 

Ganz herzlich danken die Autoren den Lehrstuhlmitarbeitern Lutz Lammers, 
Björn Volmering, Dr. Simon Wollenberg, Daniel Neudecker, Svea von Hübbenet, 
Monika Tabaka-Dietrich und Dr. Hendrik Marchal für die wertvolle Mitarbeit. 

Das Buch ist auf dem Stand des 1. Januar 2007. 

Die Autoren würden sich über Kritik, Ergänzungs- und Verbesserungsvorschläge 
freuen. Solche erbitten sie an: heintzen@zedat.fu-berlin.de. 

Berlin – Dahlem, im Januar 2007 

Markus Heintzen      Andreas Musil 
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Einleitung

Zum Gesundheitswesen gehören alle Einrichtungen und Personen, die der Erhal-
tung, Förderung oder Wiederherstellung der Gesundheit1 und der Bekämpfung 
von Krankheiten dienen. Dies sind  

  die Träger der unmittelbaren, ambulanten oder stationären medizinischen Ver-
sorgung, insbesondere Ärzte und Zahnärzte sowie Krankenhäuser, und ihre In-
teressenvertreter,  

  die Anbieter von Medikamenten und Hilfsmitteln beim Endverbraucher, wie 
Apotheker und weiterhin Heilpraktiker, Masseure, Krankengymnasten und 
sonstige Inhaber von Heil- oder Heilhilfsberufen,,  

  die Kostenträger in Kranken-, Unfall-, Renten- und Pflegeversicherung,  
  die staatliche Gesundheitsverwaltung sowie die (ehren-, schieds-)gerichtliche 
Kontrolle,  

  die Einrichtungen der medizinischen Ausbildung und Forschung, universitär, 
insbesondere an den 36 deutschen Universitätskliniken, und außeruniversitär, 
z.B. an den Instituten der Max-Planck-Gesellschaft, am Deutschen Krebsfor-
schungszentrum, der Gesellschaft für Strahlen- und Umweltforschung, dem 
Deutschen Institut für Medizinische Dokumentation,  

  die pharmazeutische und die Medizinproduktindustrie, schließlich 
  die (potentiellen) Nachfrager nach Gesundheitsdienstleistungen2.

Das Gesundheitswesen ist – schon wegen der bekannten Unklarheiten des Ge-
sundheitsbegriffs – ein nicht randscharf abgrenzbares System3 mit staatlichen und 

                                                          
1  Zu diesem Begriff vgl. Abs. 2 der Präambel der Satzung der Weltgesundheitsorganisa-

tion: „Gesundheit ist ein Zustand völligen körperlichen, seelischen und sozialen Wohl-
befindens und nicht nur das Freisein von Krankheit oder Gebrechen“ (BGBl. 1974 II, 
43 (45), dort zugleich die möglicherweise engeren englischen und französischen Fas-
sungen). Zur Vieldeutigkeit des Gesundheitsbegriffs Axer, Gesundheitswesen, in: Isen-
see / Kirchhof (Hrsg.), Handbuch des Staatsrechts der Bundesrepublik Deutschland, 
§ 95 Rn. 1; weiter den Artikel „Gesundheitswesen“ in Brockhaus Enzyklopädie Online; 
Beske / Hallauer, Das Gesundheitswesen in Deutschland. Zu verfassungsrechtlichen 
Fragen des Schutzgutes und Schutzbereichs des Rechts auf körperliche Unversehrtheit 
u.a. di Fabio, in: Maunz / Dürig, Grundgesetz, Art. 2 Abs. 2 Rn. 55 ff.  

2  Eine Orientierung über den Kreis der Beteiligten kann die Konzertierte Aktion im 
Gesundheitswesen geben; vgl. insb. § 141 Abs. 3 SGB V. 

1



2      Einleitung 

gesellschaftlich-privaten Elementen. Es ist als solches nicht Objekt der Besteue-
rung, so wie umgekehrt Steuerrecht nicht Gegenstand der Gesundheitspolitik ist4.
Mit dem Titel dieses Buches soll nicht unterstellt werden, es gebe ein Rechtsge-
biet Gesundheitssteuerrecht; das Steuerrecht ist, von Spezialnormen abgesehen5,
allgemein nicht nach Branchen differenziert; die Tatbestände des Erwerb- und 
Verbrauchsteuerrechts6 sind branchenübergreifend formuliert. Andererseits weist 
das Gesundheitswesen doch Besonderheiten auf, die eine systematisierende Dar-
stellung der einschlägigen steuerrechtlichen Normen rechtfertigen. Dies sind 
zunächst die Vielgestaltigkeit seiner Akteure und der steuerbaren Betätigungen, 
die einen orientierenden Gesamtüberblick sinnvoll erscheinen lässt. Dies ist zwei-
tens die Tendenz des Steuerrechts zu kasuistischer Systemlosigkeit, der entgegen-
zuwirken ist.  Dies ist drittens die Verschränkung von staatlichem und privatem 
Bereich, mit fließenden Übergängen, wie bei der Entstehung von Start-up-
Unternehmen aus dem Bereich staatlich finanzierter Wissenschaft, die im Erfolgs-
fall über die Gemeinnützigkeit in die Gewerblichkeit hineinwachsen; zum Dritten 
gehört auch die Verschränkung von Beitragsfinanzierung und Steuerlast; zum 
Dritten gehört weiter, dass das Klima zwischen Finanzverwaltung und öffentli-
chem Sektor rauer geworden ist. Der vierte Punkt ist die Tatsache, dass vor dem 
Hintergrund medizinischen Fortschritts und demographischen Wandels die öko-
nomischen Teile des Gesundheitswesens trotz chronischer Finanzmisere und stän-
diger Gesundheitsreformen zu den zukünftigen Wachstumsbranchen gerechnet 
werden7 - ohne dass darum der Steuergesetzgeber versuchte, durch Förderungs- 
oder Lenkungsnormen die Entwicklung zu beschleunigen. Schon in der Einleitung 
lässt sich sagen, dass steuerliche Fiskalzwecke im Weiteren ganz im Vordergrund 
stehen und Lenkungszwecke, jedenfalls solche grundsätzlicher gesundheitspoliti-
scher Art, keine Rolle spielen. Wenn das Gesundheitswesen schon die Steue-
rungskraft der Fachpolitiker zu überfordern scheint, verwundert es nicht, dass die 
Finanzpolitik sich hier trotz ständiger Gesundheitsreformen zurückhält. 

                                                          
3  Als Grenzbereiche seien etwa genannt: Erziehungswesen, Lebensmittelaufsicht, Sport, 

Tourismus oder Umweltschutz. 
4  Die mehr als 50 Gesetze mit ca. 7.000 Einzelregelungen, die seit den 1970er Jahren 

zum Zweck der Reform des Gesundheitswesens erlassen worden sind, weisen keinen 
steuerrechtlichen „roten Faden“ auf. 

5  Im Gesundheitswesen z.B. der Ausschluss der Organschaft bei Krankenversicherungs-
unternehmen (§ 14 Abs. 2 KStG) oder die Umsatzsteuerbefreiung für Umsätze aus ei-
ner Tätigkeit als Arzt (§ 4 Nr. 14 UStG). 

6  Zum Begriff des Steuertatbestands s. nur Bayer, Steuerlehre, 177 ff. 
7  Bezogen auf die wirtschaftliche Situation Berlins ebenso Wolf, Strukturwandel zur 

Metropole: Perspektiven nach dem Ende der Subventionswirtschaft, in: Baßeler u.a. 
(Hrsg.), Berlin – Finanzierung und Organisation einer Metropole, 29 ff. Im Jahr 2001 
waren 4,1 Mio. Menschen im Gesundheitswesen beschäftigt und wurden Aufwendun-
gen in Höhe von ca. 290 Mrd. Euro getätigt. 



Einleitung      3 

Im Gesundheitswesen treffen zwei Finanzierungssysteme aufeinander: Steuern 
und Sozialversicherungsbeiträge. Letztere sind, anders als gegenleistungsfreie, 
dem Non-Affektationsprinzip unterliegende Steuern, zweckgebunden sind. Im 
Jahr 2005 standen einem gesamtstaatlichen Steueraufkommen von ca. 451 Mrd. 
Euro Einnahmen der gesetzlichen Sozialversicherung von ca. 466 Mrd. Euro ge-
genüber, darunter die gesetzliche Krankenversicherung mit ca. 144 Mrd. Euro. 
Der Anteil der gesetzlichen Krankenversicherung an der Finanzierung des Ge-
sundheitswesens lag 2001 bei ca. 57 %. Das Verhältnis von Besteuerung des Ge-
sundheitswesens und seiner Beitrags- und Steuerfinanzierung ist nicht Thema 
dieses Buches. 

Um das im Gesundheitswesen geltende Steuerrecht übersichtlich darzustellen, 
werden im Folgenden zwei Differenzierungen kombiniert. Es wird differenziert 
nach den Leistungserbringern (ambulante und stationäre ärztliche Versorgung, 
Gesundheitsdienstleistungen durch nichtärztliche Leistungserbringer und durch 
Hoheitsbetriebe), den Kostenträgern (gesetzliche Kassen und private Versiche-
rungen), nach Forschung und Industrie und nach den Patienten / Versicherten.
Innerhalb jeder dieser Gruppen werden Ertrag- und Umsatzsteuerrecht, jeweils 
einschließlich eventueller europa- und abkommensrechtlicher Bezüge, unterschie-
den. 

Zweck der Darstellung ist nicht die Entwicklung einer auf das Gesundheitswesen 
konzentrierten steuerrechtlichen Sonderdogmatik. Diese gibt es nicht. Die Darstel-
lung geht aus vom Gesundheitswesen als einem realen System und will die um-
fangreichen steuerlichen Regelungen, die hier gelten und die üblicherweise ge-
trennt betrachtet werden, im Zusammenhang darstellen. Zweck der Darstellung ist 
diese Zusammenschau, die Nicht-Steuerrechtlern einen Einblick und Steuerrecht-
lern einen Gesamteindruck ermöglichen soll, nicht die Klärung steuerlicher Detail-
fragen.  

Die Zusammenschau soll die hinter den überbordenden Details stehenden Grund-
sätze deutlich machen und so Widersprüche und Lücken erkennen helfen. Sie 
vermittelt für einen kompakten Lebensbereich, das Gesundheitswesen, einen Ein-
druck, der Schilderungen des Steuerrechts als detailversessene und widersprüchli-
che, insgesamt chaotische Materie letztlich nicht bestätigt. Die Detailversessen-
heit, die sich in Verwaltungsvorschriften8 niederschlägt, wird sich zwar 
bestätigen; sie ist notwendige Folge der Centgenauigkeit im Einzelfall, die vom 
Steuerrecht erwartet wird. Der Vorwurf der Widersprüchlichkeit oberhalb von 
Kasuistik wird sich dagegen als Übertreibung erweisen.  

                                                          
8  Die terminologische Unterscheidung zwischen Richtlinien, Erlassen, Schreiben oder 

Verfügungen weist sachliche Unterschiede innerhalb derselben Rechtsquelle aus; zu 
dieser Rechtsquelle allgemein Maurer, Allgemeines Verwaltungsrecht, 626 – 649. 

2

3

4

5



4      Einleitung 

In die Klage über den unbefriedigenden Zustand des Steuerrechts können Sozial-
versicherungs- und Gesundheitsrechtler unisono einstimmen. Zum Steuerrecht im 
Allgemeinen ist treffend ausgeführt worden, dass zu Studienzwecken die Textaus-
gaben der Steuergesetze von 1934/36, nationalsozialistische Verunreinigungen 
hinweggedacht, besser geeignet seien als die aktuellen Texte; heute seien alle 
Detailregelungen letztlich nur der wahllos zusammengekommene „Schmuck“ 
eines scheußlich überladenen Tannenbaums, unter denen die eigentliche Struktur 
kaum mehr zu erkennen sei9. Man muss aber auch sehen, dass so genannte Exper-
ten inzwischen gelernt haben, über diesen Zustand zu klagen, ohne zu leiden, weil 
sie sich mit ihm, insbesondere seinem close-shop-Effekt, gut arrangiert haben. Bei 
dieser Befundlage besteht eine Hauptaufgabe von Wissenschaft darin, Grundzüge 
hochzuhalten und unnötige Spezialisierung und von Rechtsgebiet zu Rechtsgebiet, 
von Rechtsfrage zu Rechtsfrage differenzierende Lösungen letztlich ähnlicher 
Probleme zu vermeiden. Dies betrifft das Verhältnis von Steuerrecht und Sozial-
recht, von Ertragsteuerrecht und Umsatzsteuerrecht, von öffentlich-rechtlichen 
und privatrechtlichen Teilen des Gesundheitswesens, von ambulanter und statio-
närer Versorgung. Die Darstellung soll auch deutlich machen, dass bestimmte 
Fragen sich in unterschiedlichen rechtlichen Zusammenhängen immer wieder 
stellen und gleich oder ähnlich beantwortet werden sollten. 

                                                          
9 Kruse, Lehrbuch des Steuerrechts, Bd. 1, 12 f. 
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1. Kapitel: Die Besteuerung der Ärzte 

Hauptakteure des Gesundheitswesens sind nach wie vor die niedergelassenen 
Ärzte, die, dem Leitbild der Freiberuflichkeit folgend, ihrem Beruf überwiegend 
in Einzel- und Gemeinschaftspraxen bzw. Praxisgemeinschaften nachgehen. 

A. Ertragsteuerrecht 

I. Systematik 

Einkünfte aus der selbstständigen Berufstätigkeit der Ärzte unterliegen gemäß den 
§§ 2 Abs. 1 Nr. 3, 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG der Einkommensteuer (als Ein-
künfte aus selbstständiger, freiberuflicher Arbeit). Anders als Einkünfte aus Ge-
werbebetrieb im Sinne der §§ 2 Abs. 1 Nr. 2, 15 – 17 EStG unterliegen sie nicht 
der Gewerbesteuer; § 2 Abs. 1 Satz 2 GewStG ist akzessorisch zur Systematik des 
EStG. Diese Abgrenzung von gewerblicher und freiberuflicher Tätigkeit steht
hinter der Mehrzahl der Rechtsfragen, die die Besteuerung von Ärzten betreffen1.
Zu den vier positiven Voraussetzungen eines Gewerbebetriebs (Selbstständigkeit, 
Nachhaltigkeit, Teilnahme am allgemeinen wirtschaftlichen Verkehr, Gewinner-
zielungsabsicht2) kommen die persönlichen Voraussetzungen einer freiberuflichen 
Tätigkeit hinzu, die bei Personenzusammenschlüssen von allen daran Beteiligten 
erfüllt sein müssen (§ 15 Abs. 3 Nr. 1 EStG).  

                                                          
1  Kritisch zu dieser Unterscheidung, die trotz pauschalierter Gewerbesteueranrechnung 

gemäß § 35 EStG erhebliche finanzielle und darüber hinaus auch außersteuerliche 
(Kammerzugehörigkeit) Auswirkungen haben kann, z.B. Jahn, DB 2005, 692. Zur Ver-
fassungsmäßigkeit der Gewerbesteueranrechnung vgl. den Beschluss des Bundesverfas-
sungsgerichts vom 21.6.2006, 2 BvL 2/99 zu § 32c EStG a.F. Zu dem Problemkreis all-
gemein Kratsch, NWB (vom 14.2.2005), Fach 3, 13193. Die ab 1.1.2007 geltende 
„Reichensteuer“ differenziert nicht zwischen gewerblichen und freiberuflichen Ein-
künften, gibt der Abgrenzung also keine zusätzliche Bedeutung (vg. Art. 1 Nr. 12 und 
13 Steueränderungsgesetz 2007 vom 19.7.2006, BGBl. I, 1652). 

2  Zu Liebhaberei, etwa wenn ein Arzt seine langjährige Praxis im hohen Alter weiter-
führt, auch wenn dies inzwischen nur Verluste entstehen lässt: BFH vom 26.2.2004, IV 
R 43/02, BStBl. II 2004, 455 = BB 2004, 980. Allgemein Korn / Strahl, NWB, Fach 3, 
Seite 13417 (13452 – 13454). 
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6      1. Kapitel: Die Besteuerung der Ärzte 

Die Abgrenzung von gewerblichen Einkünften und Einkünften aus selbstständiger 
Tätigkeit, die allein schon die Ärztebesteuerung zur selbständigen Rechtsfrage 
macht, ist vor allem im Hinblick auf zwei Punkte wichtig: die Gewerbesteuer und 
die Methode der Gewinnermittlung (Einnahme-Überschuss-Rechnung oder Bilan-
zierung). Die Gewerbesteueranrechnung gemäß § 35 EStG schafft den ersten 
Punkt nicht aus der Welt, weil sie typisierend erfolgt und Gewerbesteuerhebesätze 
oder individuelle Einkommensteuersätze unterschiedlich sein können; trotz An-
rechnung wird um die Abgrenzung von freiem Beruf und Gewerbe so hart gerun-
gen, wie wenn es die Anrechnung nicht gäbe. 

Würde die Abgrenzung von Gewerbe und freiem Beruf aufgehoben oder die Ge-
werbesteuer abgeschafft, so würde sich eine Vielzahl der im Folgenden geschil-
derten rechtlichen Probleme erledigen3. Bisher setzt der Gesetzgeber unterschied-
liche Signale, die insgesamt keine klare Konzeption erkennen lassen: Abfärbe- 
und Geprägetheorie (§ 15 Abs. 3 EStG) weiten den gewerblichen Bereich aus, die 
Stellungnahme zur Vervielfältigungstheorie (§ 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 3 EStG) und 
die bisherige berufsrechtliche Zurückhaltung gegenüber Kapitalgesellschaften von 
Ärzten engen ihn ein. Andererseits hat die steuerliche Besserstellung von Freibe-
ruflern im Verhältnis zu Gewerbetreibenden in Deutschland eine lange Tradition, 
die sich sogar in der DDR fortgesetzt hatte4.

Abhängig beschäftigte Ärzte beziehen dagegen Einkünfte aus nichtselbstständiger 
Arbeit gemäß den §§ 2 Abs. 1 Nr. 4, 19, 19a EStG. Die Abgrenzungsfrage zwi-
schen Einkünften aus selbständiger und aus nichtselbständiger Tätigkeit kann sich 
stellen bei selbstständigen Nebentätigkeiten nicht selbstständig arbeitender Ärzte
und bei der Chefarztvergütung von Krankenhausärzten. Eine weitere für das Ge-
sundheitswesen typische Problematik ist hier die einkommen- und lohnsteuer-
rechtliche Behandlung geldwerter Vorteile, z.B. aus dem Personalverkauf von 
Artikeln des medizinischen Bedarfs in Krankenhausapotheken5.

Bei gemeinsamer Tätigkeit mehrerer Ärzte oder von Ärzten und Inhabern anderer 
(freier) Berufe erfolgt im Rahmen von Personengesellschaften eine Einkünftezu-
rechnung an den individuellen Berufsträger. Anders als bei individueller ärztlicher 
Tätigkeit kann es bei ärztlicher Tätigkeit in Personengesellschaften gemäß § 15 
Abs. 3 Nr. 1 EStG zur Umqualifikation aller Einkünfte, auch der Einkünfte aus 

                                                          
3  Die Gewerbesteueranrechnung gemäß § 35 EStG schafft die Probleme nicht aus der 

Welt, weil etwa Gewerbesteuerhebesätze oder individuelle Einkommensteuersätze un-
terschiedlich sein können. 

4  Zur Bedeutung von freien Berufen vgl. Zahlen des Instituts für Freie Berufe: 2004 gab 
es in Deutschland 817.000 Freiberufler, davon 33 % in Heilberufen und 85 % im alten 
Bundesgebiet. - Zu Letzterem Haase, Steuern im Abgabensystem der DDR, 1977, 
S. 36. 

5  Zum Rabattfreibetrag (§ 8 Abs. 3 EStG): BFH vom 27.8.2002, VI R 63/97, BStBl. II 
2002, 881 = DB 2002, 2416. 
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A. Ertragsteuerrecht      7 

ärztlicher Tätigkeit, in gewerbliche Einkünfte kommen, wenn die Gesellschaft 
auch eine gewerbliche Tätigkeit ausübt, etwa weil ein Gesellschafter nicht Arzt 
ist, oder wenn ein ärztlicher Gesellschafter zusätzlich eine nichtärztliche Tätigkeit 
ausübt6. Die Umqualifikation lässt sich durch organisatorische Maßnahmen ver-
meiden, z.B. die Ausgliederung des Verkaufs von Kontaktlinsen aus einer ge-
meinschaftlichen Augenarztpraxis auf eine andere, personenidentische Gesell-
schaft7.

Das Einkünftequalifikationsproblem stellt sich auch bei gemischter individueller 
Tätigkeit, also bei einer Tätigkeit, die teils ärztlich, teils nicht ärztlich ist. Hier gilt: 
Lassen die Teile sich faktisch trennen, so werden sie einkommensteuerlich ge-
trennt behandelt8. Lassen sie sich faktisch nicht trennen, so werden sie einkom-
mensteuerlich dort eingeordnet, wo der Schwerpunkt liegt. 

Da trotz dieser Abgrenzungsprobleme ärztliche Tätigkeit überwiegend zwei Ein-
kunftsarten des Einkommensteuerrechts zuzuordnen ist, nämlich Einkünften aus 
selbstständiger und aus nichtselbstständiger Arbeit, stellen Fragen des Körper-
schaft- und des Gewerbesteuerrechts sich nur am Rande9.

II. Ärztliche Tätigkeit 

Der Arztberuf ist ein freier Beruf, bei dem es, in Abgrenzung zum Gewerbe, um 
persönliche Dienste höherer Art geht, deren Ausübung von der höheren Bildung 
und einer gewissen ideellen Motivation gekennzeichnet ist, die das bloße Ge-

                                                          
6  Die Verfassungsmäßigkeit bejahend BVerfG, vom 26.10.2004, 2 BvR 246/98, FR 

2005, 139; dazu Schulze-Osterloh, Das Bundesverfassungsgericht und die Unterneh-
mensbesteuerung, in: Festschrift für Arndt Raupach, 531 (535 – 541). Keine Umquali-
fizierung bei gewerblichen Einkünften im Sonderbereich des einzelnen Mitunterneh-
mers: BFH vom 28.6.2006, XI R 31/05, DStR 2006, 1934. – Zur integrierten 
Versorgung nach §§ 140a ff. SGB V, bei der die Krankenkasse dem Arzt eine Fallpau-
schale zahlt, welche sowohl die medizinische Behandlung als auch die Abgabe von 
Arzneien und Hilfsmitteln abdeckt, BMF vom 1.6.2006, DB 2006, 1763; bei ihr kommt 
es zu einer gewerblichen Infizierung der gesamten Tätigkeit von Gemeinschaftspraxen, 
sofern die Abgabe von Arzneien und Hilfsmitteln eine Geringfügigkeitsgrenze von 1,25 
% überschreitet. – Die Änderung dieser Vorschrift durch das Jahressteuergesetz 2007 
ist im vorliegenden Zusammenhang ohne Belang.  

7  BFH vom 19.2.1998, IV R 11/97, BStBl. 1998 II, 603; BFH vom 24.4.1997, IV R 
60/95, BStBl. 2002 II, 152. 

8  Beispiel: ein Arzt betreibt eine Privatklinik, in der ambulante und stationäre medizini-
sche Leistungen erbracht und die Patienten mit Gewinnerzielungsabsicht untergebracht 
und verköstigt werden; BFH vom 2.10.2003, IV R 48/01, BStBl. II 2004, 363 = FR 
2004, 348 (350 f.). Zu gewerbesteuerrechtlichen Konsequenzen vgl. im 2. Abschnitt un-
ter A. II. 3. c). 

9  Dazu unten Rn. 27 sowie Rn. 287. 
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8      1. Kapitel: Die Besteuerung der Ärzte 

winnstreben überlagert10. Dies rechtfertigt eine steuerliche Privilegierung, aber 
auch das Erfordernis persönlicher Arbeitsleistung. 

1. Humanmediziner in Einzelpraxis 
Der steuerrechtliche Arztbegriff insbesondere in § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 EStG 
soll nicht an das Berufs- oder Sozialversicherungsrecht anknüpfen, sondern sei 
steuerrechtsautonom. Maßgebend sei die tatsächliche Art der Tätigkeit, nicht ein 
rechtlicher Status oder die Organisation dieser Tätigkeit, etwa das Vorhandensein 
einer Praxis. Dies entspricht der wirtschaftlichen Betrachtungsweise des Steuer-
rechts im Allgemeinen (vgl. § 40 AO). Andererseits hat die Differenzierung zwi-
schen faktischer Tätigkeit und rechtlichem Status bei Ärzten ertragsteuerlich we-
nig Bedeutung; es würde sich nichts ändern, würde zusätzlich auf die Approbation 
– als Voraussetzung oder als Beweiszeichen für Voraussetzungen – abgestellt. In 
mehreren Hinsichten erscheint die vom Steuerrecht im Verhältnis zu Berufs- und 
Krankenversicherungsrecht hier beanspruchte Autonomie systematisch wenig 
überzeugend. Erstens wird bei den nicht-ärztlichen Heilberufen unbefangener auf 
Berufszulassungs- und Berufsaufsichtsrecht verwiesen; die Rolle dieser Rechts-
materien bei der Ähnlichkeitsprüfung gemäß § 18 Abs. 1 Nr. 1 Satz 2 am Ende 
EStG ist bis in die Rechtsprechung des BFH unklar11. Zweitens wird bei der Fra-
ge, ob ein Erbe, der die freiberufliche Tätigkeit fortführt, für die Qualifikation der 
so erzielten Einkünfte darauf abgestellt, ob er über die nötige Berufsqualifikation 
verfügt12. Drittens sollte es für den Umfang der Umsatzsteuerbefreiung gemäß § 4 
Nr. 14 UStG nach der bisher in Deutschland überwiegenden Ansicht nicht auf die 
medizinische Indikation der Tätigkeit, sondern auf den beruflichen Status des 
Leistenden ankommen13. Um diese widerläufigen Gesichtspunkte zusammenzu-
führen, sollte beides kumulativ maßgebend sein: die medizinische Intention einer 
Tätigkeit und der rechtliche Status des Tätigen. Für Letzteres spricht auch die 
starke Prägung selbstständiger, insbesondere freiberuflicher Tätigkeit durch Recht. 

Ärztlich sind alle Tätigkeiten, die der Vorbeugung von Krankheiten oder der Fest-
stellung, Heilung oder Linderung von Krankheiten, Leiden oder Körperschäden 
dienen14. Ob dies der Fall ist, unterfällt keiner Einschätzungsprärogative der Be-

                                                          
10  Vgl. Schick, Die freien Berufe im Steuerrecht, passim; Sodan, Freie Berufe als Leis-

tungserbringer im Recht der gesetzlichen Krankenversicherung, 13 – 89, zu den Apo-
thekern 196 – 207. Zur entsprechenden Begrifflichkeit des Europarechts EuGH, 
11.10.2001, Rs. C-267/99, DB 2001, 2280. Vgl. weiter das 5. Kapitel dieses Buches. 

11  Nachweise bei Lambrecht, in: Kirchhof, EStG, § 18 Rn. 128; Stuhrmann, in: Kirchhof / 
Söhn / Mellinghoff, EStG, § 18 Rn. B 163 – 167. Vgl. BMF vom 22.10.2004, BStBl. 
2004 I, 1030. 

12  Wacker, in: L. Schmidt, EStG, § 18 Rn. 242. 
13  Zu dieser Frage s. unten Rn. 51. 
14  BMF vom 22.10.2004, BStBl. 2004 I, 1030, 2. Absatz. 
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